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SZ	 Süddeutsche Zeitung
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Einleitung*

Parlamente sind Informationsakteure. Sie erzeugen und beschaffen in erheb­
lichem Umfang Informationen und stellen sie dem Publikum bereit. Dem wird 
wohl niemand widersprechen – und doch kommt diese Rolle in den gängigen 
Beschreibungen von Parlamenten bestenfalls zu kurz. Dem soll hier abgeholfen 
werden.

Die zentrale These dieses Buches lautet: Parlamente erfüllen eine Informa­
tionsfunktion, die eine eigenständige Parlamentsfunktionen ist und der eine 
besondere demokratische Bedeutung zukommt. Der klassische Katalog der 
Parlamentsfunktionen ist um die Informationsfunktion zu ergänzen.

Diese These werde ich in drei Schritten mit Leben füllen, die den drei Teilen 
dieser Untersuchung entsprechen.

Der erste Teil dient der Grundlegung und Vergewisserung darüber, welche 
Rolle Parlamente in der Demokratie spielen: Wir erwarten von Parlamenten, 
dass sie demokratische Legitimation in den politischen Prozess einspeisen. Par­
lamente erfüllen diese Erwartung, indem sie das ihnen durch Wahl vermittelte 
demokratische Potential durch die Wahrnehmung ihrer Funktionen ausspielen. 
Das rückt die Parlamentsfunktionen in den Fokus. Der klassische Katalog die­
ser Funktionen ist immer noch zutreffend. Aber er bedarf der Ergänzung.

Im zweiten Teil werden der Informationsfunktion Konturen verliehen, in­
dem ich folgende Fragen beantworte: Was genau ist mit Informationsfunktion 
gemeint? Wie verhält sie sich zu den anderen Parlamentsfunktionen und zu den 
anderen Informationsakteuren? Wie nehmen Parlamente die Informations­
funktion wahr? Was ist hieran vorteilhaft und worin liegen Gefahren? Welche 
rechtlichen Grenzen sind der Informationstätigkeit von Parlamenten gezogen? 
Gibt es eine Pflicht zur parlamentarischen Information? Und welche demokra­
tische Leistung wird durch die Wahrnehmung der Informationsfunktion genau 
erbracht?

Vor dem Hintergrund der allgemeinen Erkenntnisse wird im dritten Teil ein 
konkretes Parlament in den Blick genommen, nämlich das Europäische Parla­
ment. Ich werde zeigen, dass das Europäische Parlament die Informationsfunk­

*  Im Folgenden werden die männliche und die weibliche Form in willkürlichem Wechsel 
verwendet und schließen stets alle Menschen mit ein. Angegebene Fundstellen aus dem Inter­
net befinden sich auf dem Stand von August 2021.



2 Einleitung

tion wie ein nationalstaatliches Parlament erfüllt (zum Teil sogar besser), wes­
halb es (auch insofern) als „echtes“ Parlament anzusehen ist. Zwar leidet das 
Europäische Parlament nach wie vor an einem wahlrechtlichen Demokratiede­
fizit, weshalb seine Fähigkeit zur Vermittlung demokratischer Legitimation 
eingeschränkt ist. Aber ihm kommt gleichwohl eine demokratische Bedeutung 
zu und diese wird durch die Informationsfunktion verschiedentlich gestärkt.

Im Zuge dieses Begründungszusammenhangs wird die Perspektive immer 
wieder wechseln. Abstrakte und konkrete Betrachtungen wechseln sich ebenso 
ab wie rechtsdogmatische und verfassungstheoretische, auch empirische Seiten­
blicke sind mitunter nötig. Das ist unvermeidlich, denn eine angemessen kom­
plexe Beschreibung der Tätigkeit von Parlamenten ist auf Erkenntnisse ver­
schiedener rechtswissenschaftlicher Abstraktionsebenen und auch auf manche 
Erkenntnisse jenseits der Rechtswissenschaft angewiesen. Die verschiedenen 
(Sub-)Disziplinen eint das gemeinsame Interesse an Parlamenten und ihrer 
rechtlichen Ausgestaltung. Zwar kann die „Gemeinsamkeit der Wissenschaften 
[…] nicht in der Verwischung der Grenzen […] realisiert werden“, aber dank 
ihrer Unterschiede können die verschiedenen Ansätze gemeinsam dabei helfen, 
„nicht mehr auszusagen, als wir wissen können“.1 Ich habe mich bemüht, die 
jeweilige rechtswissenschaftliche Arbeits- und Argumentationsebene immer 
hinreichend klar zu benennen.

1  Beide Zitate bei H. Blumenberg, Nachrichten der Gießener Hochschulgesellschaft 30 
(1961), S.  67 (74).



Erster Teil:

Die demokratische Bedeutung  
der Parlamentsfunktionen

Dieser erste Teil dient der Grundlegung der hier aufgestellten Erweiterungs­
these. Dafür ist – neben der Offenlegung des ein oder anderen Vorverständnis­
ses  – eine Vergewisserung über die heutige Sicht auf Parlamente nötig: Warum 
haben wir Parlamente, was erwarten wir von ihnen und wie erfüllen sie diese 
Erwartung? Die Antworten lassen sich auf zwei Schlagwörter herunterbrechen: 
Demokratie und Parlamentsfunktionen. Beide sind auf das Engste verknüpft. 
Die Aufgabe von Parlamenten besteht – kurz gesagt – darin, das ihnen durch 
Wahl vermittelte demokratische Potential durch die Wahrnehmung ihrer Funk­
tionen weiterzugeben (§  1). Um diesen „Legitimationseinspeisemechanismus“ 
zu erhellen, verdienen drei Umstände nähere Betrachtung: Zum einen, warum 
die Wahl demokratisches Potential vermittelt und dass sich zwei Dimensionen 
der Wahl unterscheiden lassen (§  2). Zum anderen, dass der Mechanismus auf 
Kompetenzen des Parlaments sowie auf Informationen der Wähler angewiesen 
ist (§  3). Und schließlich, welche Funktionen Parlamenten klassischerweise zu­
geschrieben werden (§  4). Auf der Basis dieser Bestandsaufnahme schlage ich die 
Erweiterung des klassischen Funktionenkatalogs um die Informationsfunktion 
vor (2.  Teil).





§  1 Parlamente und ihre Funktionen in der Demokratie

Parlamente gehören zur Grundausstattung jedes demokratischen Gemeinwe­
sens.1 Das liegt an der Rolle, die sie in demokratischen Systemen spielen kön­
nen. Von ihnen wird erwartet, dass sie demokratische Legitimation in den poli­
tischen Prozess einspeisen (I.). Erfüllen können sie diese Erwartung, indem sie 
bestimmte (Parlaments-)Funktionen wahrnehmen. Die Idee eines solchen „Le­
gitimationseinspeisemechanismus“ ist die zentrale Vorstellung hinter der de­
mokratischen Bedeutung der Parlamentsfunktionen (II.).

I. Erwartung: Einspeisung demokratischer Legitimation

Von Parlamenten wird erwartet, dass sie Legitimation in den politischen Pro­
zess einspeisen.2 In freiheitlichen Gemeinwesen, die das Individuum zum Aus­
gangspunkt nehmen, muss dies demokratische Legitimation heißen. Nur um 
diese soll es vorliegend gehen.

Warum wird für die Legitimationseinspeisung (auch) auf Parlamente zurück­
gegriffen? Weder ist Demokratie mit Parlamentarismus kurzzuschließen,3 noch 

1  Mit „Parlament“ werden hier nur demokratische Parlamente bezeichnet, d. h. Vertre­
tungskörperschaften, die durch Wahlen mit inhaltlich ungebundenen Mandatsträgerinnen 
besetzt werden, wobei die Wahlen periodisch erfolgen und den Standards von Freiheit und 
Gleichheit genügen müssen (unten S.  12–27) und die Vertretungskörperschaften über eine 
hinreichende Kompetenzausstattung verfügen müssen (unten S.  28–30), so dass sie aufgrund 
des rechtlichen und tatsächlichen Settings tatsächlich ein politischer Faktor eines Gemeinwe­
sens sein können.

2  Vgl. mit Blick auf die demokratische Legitimation hier nur W. Steffani, Parlamentaris­
mus und Demokratie in der Europäischen Gemeinschaft und deren Mitgliedstaaten (1978), in: 
ders., Parlamentarische und präsidentielle Demokratie, 1979, S.  118 (123); ders., Vom halb­
öffentlichen zum öffentlichen Parlament (1971), ebd., S.  169 (176); P. Cruz Villalón, in: von 
Bogdandy/Cruz Villalón/Huber (Hrsg.), IPE I, 2007, §  13 Rdnr.  111; mit Blick auf das Europä­
ische Parlament M. Heintzen, ZEuS 2000, S.  377 (379). Besonders deutlich wird die mit Parla­
menten verbundene Legitimationserwartung ironischerweise in Gemeinwesen, die nicht de­
mokratisch sind und sich durch eine als „Parlament“ etikettierte Versammlung – wenn über­
haupt – höchstens einen demokratischen Anstrich geben wollen; vgl. zu diesem und weiteren 
Gründen für „Parlamente“ in nicht demokratischen Systemen P. Schuler/E. J. Malesky, in: 
The Oxford Handbook of Legislative Studies, 2014, S.  676 ff., hier insb. 680–685 m. w. Nachw.

3  W. Selinger, Parliamentarism, 2019, S.  6 f.
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wird demokratische Legitimation ausschließlich über Parlamente vermittelt. 
Zudem sind Parlamente keine am Reißbrett konstruierten Demokratie-Maschi­
nen, sondern historisch gewachsene und von manchen Zufälligkeiten abhängige 
Institutionen (dies gilt für Parlamente im Allgemeinen sowie konkrete Parla­
mente gleichermaßen).4 Gleichwohl gehören Parlamente aus guten Gründen zur 
demokratischen Grundausstattung.

Eine Begründung, warum Parlamente als demokratische Institution vorteil­
haft sind, die heute auf breite Zustimmung stoßen dürfte, vollzieht sich in zwei 
Schritten. Zum einen sollen in einer Demokratie alle hoheitlichen Entscheidun­
gen auf das Legitimationssubjekt rückführbar sein. Diese Rückführung bedarf 
indes der Organisation. Dabei ist es ab einer gewissen Größe eines Gemeinwe­
sens entweder unpraktisch oder unmöglich, dass alle Aktivbürger alle Sachent­
scheidungen gemeinsam treffen oder auch nur an ihnen mitwirken.5 Und selbst 
wenn es technisch möglich wäre, ist es nicht wünschenswert,6 unter anderem, 
weil große Gemeinwesen – auch im Bereich politischen Entscheidens – auf Ar­
beitsteilung angewiesen sind.7 Damit ist zunächst natürlich nur ein Argument 
für eine stellvertretende (repräsentative) Entscheidungsinstanz gegeben, die  – 
auch unter demokratischen Auspizien – nicht zwingend die Einrichtung eines 
Parlaments zur Folge haben müsste.8 Für die Einsetzung eines direkt gewählten 
Parlaments als Repräsentativorgan spricht aber dessen Zusammensetzung aus 
mehreren Parlamentariern und der Entscheidungsmodus der Mehrheitsabstim­
mung. Erst ab einer gewissen Größe können einem Parlament ausreichend Ab­

4  Vgl. E. J. Sieyes, Was ist der dritte Stand? (1789), in: ders., Politische Schriften 1788–1790, 
21981, S.  117 (161); E. Fraenkel, Historische Vorbelastungen des deutschen Parlamentarismus 
(1960), in: ders., Deutschland und die westlichen Demokratien, 92011, S.  53 (54): „Zufallspro­
dukt der englischen Geschichte“; K. Kluxen, Geschichte und Problematik des Parlamentaris­
mus, 1983, S.  171–178; C. Schönberger, in: Morlok/Schliesky/Wiefelspütz (Hrsg.), Parlaments­
recht, 2016, §  1, hier insb. Rdnr.  8 f., 64.

5  Klassisch J. S. Mill, Considerations on Representative Government, 21861, S.  69; E. J. 
Sieyes, Was ist der dritte Stand? (1789), in: ders., Politische Schriften 1788–1790, 21981, S.  117 
(170); ders., Empfehlung Sr. Hoheit des Herzogs von Orléans (1789), ebd., S.  197 (206, 207); 
ders., Rede über die Frage des königlichen Vetos usw. (1789), ebd., S.  259 (266 f.).

6  Vgl. P. Manow, E-Democracy, in: ders., Die zentralen Nebensächlichkeiten der Demo­
kratie, 2017, S.  45 ff.

7  H. Kelsen, Das Problem des Parlamentarismus (1925), in: WRS II, 1968, S.  1661 (1662–
1664); ders., Vom Wesen und Wert der Demokratie, 21929, S.  27–30, insb. 29.

8  Die Verknüpfungsmöglichkeiten von Institutionen und Organisation der Entscheidungs­
findung sind vielfältig, z. T. kombinierbar und nicht immer trennscharf, was v. a. daran deut­
lich wird, dass auch direktdemokratischen Entscheidungen, bei denen allen Aktivbürgern die 
Beteiligung offensteht, ein repräsentatives Moment in Hinblick auf die nicht teilnehmenden 
sowie die nicht teilnahmeberechtigten Betroffenen der Entscheidung innewohnt, siehe 
H.  Dreier/F. Wittreck, Jahrbuch für direkte Demokratie 2009, 2010, S.  11 (38 f.); E.-W. Böcken
förde, in: Festschrift K. Eichenberger, 1982, S.  301 (309); C. Möllers, in: Herdegen/Masing/
Poscher/Gärditz (Hrsg.), HVerfR, 2021, §  5 Rdnr.  49; siehe auch bereits E. Kaufmann, Zur 
Problematik des Volkswillens, 1931, S.  12, wenngleich auf einer ontologischen Vorstellung der 
Repräsentation eines „Volkswillens“ (vgl. S.  7, 10) basierend.
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geordnete unterschiedlicher Couleur angehören und so die gesellschaftliche 
Pluralität in die Repräsentativkörperschaft tragen.9 Die notwendig prozesshafte 
demokratische Entscheidungsfindung10 erhält so eine verstetigte und pluralis­
tische Basis. Diese begünstigt eine differenzierte Willensbildung11 und hält 
gleichzeitig den Ausgang des Entscheidungsprozesses offen und revidierbar.12 
Zudem werden Individualinteressen abgefedert, was einen gewissen Minderhei­
ten- und Gemeinwohlschutz gewährleistet.13

Diese Gründe für Parlamente erklären indes noch nicht ausreichend, wie Par­
lamente demokratische Legitimation in den politischen Prozess einspeisen. Sie 
markieren „nur“ mögliche Vorteile von Parlamenten, deren Realisierung von 
den rechtlichen und tatsächlichen Rahmenbedingungen abhängig ist. Hierbei 
ist zu bedenken, dass Parlamente weder alle Entscheidungen allein treffen, noch 
an allen Entscheidungen beteiligt sind. Zudem sind Parlamente weder die einzig 
denkbaren noch die einzig existenten Institutionen, die Legitimation einspeisen 
(können), was mit Blick auf Entscheidungen durch andere direkt gewählte Or­
gane oder die Aktivbürger im Wege der Abstimmung (nur) besonders deutlich 
wird. Aufgrund ihrer typischen Ausgestaltung speisen Parlamente demokrati­
sche Legitimation allerdings auf eine spezifische Weise ein. Diese ist im Folgen­
den von Interesse, ohne dass damit die demokratische Leistung anderer Institu­
tionen in Abrede gestellt werden soll.

9  Dieses Parlamentsverständnis findet sich besonders deutlich bei E. Fraenkel, Historische 
Vorbelastungen des deutschen Parlamentarismus (1960), in: ders., Deutschland und die west­
lichen Demokratien, 92011, S.  53 (61–63, 72 f.); ders., Deutschland und die westlichen Demo­
kratien (1960), ebd., S.  74 (87 f.); ders., Ursprung und politische Bedeutung der Parlamentsver­
drossenheit (1966), ebd., S.  151 (161); vgl. zum Hintergrund dens., Der Pluralismus als Struk­
turelement der freiheitlich-rechtsstaatlichen Demokratie (1964), ebd., S.  256 ff., hier insb. 259, 
273, 278 f.; dens., Strukturdefekte der Demokratie und deren Überwindung (1964), ebd., S.  91 
(107–111). Vgl. aber etwa auch, freilich nicht auf einem heutigen Verständnis von Pluralismus 
fußend, J. S. Mill, Considerations on Representative Government, 21861, S.  91, 104.

10  C. Möllers, Demokratie, 2008, Nr.  30–33.
11  E. Fraenkel, Strukturdefekte der Demokratie und deren Überwindung (1964), in: ders., 

Deutschland und die westlichen Demokratien, 92011, S.  91 (110 f.); ders., Die ordnungspoliti­
sche Bedeutung der Verbände im demokratischen Rechtsstaat (1968), ebd., S.  297 (311 f.); vgl. 
auch H. Kelsen, Vom Wesen und Wert der Demokratie, 21929, S.  33–36.

12  H. Hofmann/H. Dreier, in: Schneider/Zeh (Hrsg.), Parlamentsrecht und Parlament­
spraxis, 1989, §  5 Rdnr.  53; jedenfalls idealerweise, wofür zudem Zeit benötigt wird, siehe K. F. 
Gärditz, EurUP 2013, S.  2 (6 f., 8 f., 9 f., 16).

13  Vgl. The Federalist (1787/88), Nr.  10 (Madison), Nr.  51 (Madison), Nr.  55 (Madison), 
Nr.  70 (Hamilton) (Ausgabe Cooke 1961, S.  59–65, 351 f., 373 f., 474), mit eindringlicher War­
nung vor einer kontraproduktiven, zu großen Mitgliederzahl, ebd., Nr.  58 (Madison) (Ausga­
be Cooke 1961, S.  396): „Experience will for ever admonish them that on the contrary, after 
securing a sufficient number for the purposes of safety, of local information, and of diffusive 
sympathy with the whole society, they will counteract their own views by every addition to 
their representatives.” (H. i. O.). Siehe hierzu auch B. Brunhöber, Die Erfindung „demokrati­
scher Repräsentation” in den Federalist Papers, 2010, S.  165–181, 222–233, 242–244, insb. 179–
181, 222 f.
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II. Legitimationseinspeisung durch Funktionenwahrnehmung

Die Einspeisung demokratischer Legitimation in den politischen Prozess durch 
Parlamente vollzieht sich dergestalt, dass ein Parlament bestimmte Funktionen 
wahrnimmt.14 Damit ist gemeint, dass ein Parlament seine rechtlich zulässigen 
Handlungsmöglichkeiten innerhalb des institutionellen Settings wahrnimmt15 
und bei dieser bzw. durch diese Wahrnehmung sein demokratisches Potential 
ausspielt. Hierin liegt die demokratische Bedeutung der Parlamentsfunktionen. 
Der Grundgedanke dieses im Grundsatz bekannten „Legitimationseinspeise­
mechanismus“ muss hier kurz skizziert werden, weil ich auf ihn im Folgenden 
immer wieder zurückkommen werde (wobei dann wiederum auch die folgen­
den Aussagen näher begründet und präzisiert werden).

Für das Verständnis des Legitimationseinspeisemechanismus, wie ich es hier 
zugrunde lege, ist eine Differenzierung wichtig, die Missverständnisse vermeiden 
hilft: Funktionenwahrnehmung kann zwar auch Legitimation einspeisen, sie ist 
aber immer auch selbst legitimationsbedürftig. Die Wahrnehmung von Parla­
mentsfunktionen, etwa die Mitwirkung bei der Rechtsetzung, ist stets Ausübung 
öffentlicher Gewalt und bedarf als solche ihrerseits demokratischer Legitimation; 
für das Parlament wird diese durch die Wahl vermittelt. Die parlamentarische 
Funktionenwahrnehmung kann aber andererseits auch „Weitergabe“ von demo­
kratischer Legitimation sein. Die Mitwirkung des direkt gewählten Parlaments 
bei der Rechtsetzung ist auf sachlich-inhaltlicher Ebene von Bedeutung für die 
demokratische Legitimation von Konkretisierungs- und Vollzugsmaßnahmen 
durch andere hoheitliche Stellen, die an die erlassenen Rechtstexte anknüpfen.16 
Auch die Wahl eines Regierungschefs durch das Parlament oder die Ausübung 
von Kontrolle gegenüber Regierung und Verwaltung durch das Parlament kann 
demokratische Legitimation in das politische und rechtliche System einer Ge­
meinschaft einbringen, weil hierüber eine inhaltliche Rückbindung an die Wäh­
lerinnen gedacht werden kann. Parlamentarische Funktionenwahrnehmung 
kann deshalb janusköpfig sein. Sie ist immer legitimationsbedürftig; sie kann aber 
auch Legitimation vermitteln, was vielfach geschieht. Im hier näher zu skizzie­
renden Legitimationseinspeisemechanismus steht die zweite Seite der Funktio­
nenwahrnehmung im Mittelpunkt; ihre eigene Legitimationsbedürftigkeit wird 
aber auf der „Eingangsseite“ des Mechanismus relevant, denn ohne ausreichende 
demokratische Legitimation des Parlaments gibt es nichts weiterzugeben.

Vor diesem Hintergrund hat der Mechanismus der Legitimationseinspeisung 
durch Funktionenwahrnehmung zwei basale Voraussetzungen. Zum einen 

14  S. S. Schüttemeyer, ZParl 1978, S.  261 (275); E. Grabitz/T. Läufer, Das Europäische Par­
lament, 1980, S.  363; vgl. auch C. Gusy, DVBl. 1998, S.  917 (921).

15  Vgl. hierzu auch unten S.  39 f.
16  Klassisch E.-W. Böckenförde, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HStR I, 1987, §  22 Rdnr.  21.
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muss das Parlament überhaupt über demokratisches Potential verfügen, d. h. 
ausreichend demokratisch legitimiert sein. Dies wird durch seine Direktwahl 
erreicht. Sie allein ist allerdings nicht hinreichend, sondern muss zudem frei 
(und deshalb auch geheim), gleich und periodisch wiederkehrend sein. Eine sol­
che Wahl vermittelt einem Parlament sein demokratisches Potential (§  2). Zum 
anderen müssen einem (konkreten) Parlament überhaupt Funktionen zukom­
men, die es wahrnehmen kann, d. h. die Parlamentsfunktionen müssen durch 
rechtliche Kompetenzzuweisung abgesichert sein (§  4). Im Mechanismus der 
Legitimationseinspeisung durch Funktionenwahrnehmung sind diese beiden 
Voraussetzungen verknüpft. Er basiert mithin auf einem Konnex von Wahl und 
Funktionen. Wahl und Funktionen – konkreter: Wahlakt und Funktionen­
wahrnehmung – sind verbunden: Die Wahl legitimiert die Funktionenwahr­
nehmung; und die Funktionenwahrnehmung kann die demokratische Kraft der 
Wahl weitergeben.

Soll der Mechanismus mehr als nur formal funktionieren, ist er darüber hin­
aus auf weitere Voraussetzungen angewiesen, die die beiden Grundvorausset­
zungen (demokratische Wahl und Vorhandensein von kompetenziell abgesi­
cherten Funktionen) abstützen. Zum einen ist es notwendig, dass die rechtli­
chen Kompetenzen, die die Parlamentsfunktionen hervorbringen, in 
hinreichendem Umfang bestehen (§  3 I.). Dem Parlament müssen ausreichend 
konkrete Befugnisse zustehen, die es in der konkreten politischen Ordnung 
einsetzen kann, damit einerseits die Wahl demokratisch ist und andererseits der 
Mechanismus der Legitimationseinspeisung funktioniert. Zum anderen ist es 
notwendig, dass den Wählerinnen ein hinreichendes Informationsangebot zur 
Verfügung steht, damit die Wahl als demokratische, ja die Demokratie über­
haupt funktionieren kann (§  3 II.). (Zur Vermeidung von Missverständnissen sei 
bereits hier darauf hingewiesen, dass es insoweit nicht darum geht, dass sich 
Wähler tatsächlich informieren müssen, sondern nur, dass sie sich informieren 
können.)

Die genannten Voraussetzungen sind unabdingbar und werden in den folgen­
den Paragraphen näher betrachtet. Damit ist nicht gesagt, dass diese Voraus­
setzungen abschließend sind. Der Mechanismus der Legitimationseinspeisung 
durch parlamentarische Funktionenwahrnehmung ist der Modus der parlamen­
tarischen Demokratie, sodass er alle weiteren, insbesondere nicht-rechtlichen 
Voraussetzungen von Demokratie im Allgemeinen benötigt. Welche dies sind, 
ist indes schwieriger zu benennen. Zwar besteht Einigkeit darüber, dass Demo­
kratie nicht vom Recht allein lebt. Doch welche nicht-rechtlichen Bedingungen 
eine Demokratie, insbesondere die parlamentarische, mindestens braucht, ist 
nicht konsentiert. Am gängigsten und umstrittensten sind die Forderungen nach 
einer gewissen Homogenität des Legitimationssubjekts17 sowie einer funktio­

17  Prominent E.-W. Böckenförde, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HStR I, 1987, §  22 
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nierenden Öffentlichkeit18.19 Richtigerweise kommt es aber nicht auf Homo­
genität an, die in pluralen Gesellschaften weder erwartbar noch notwendig ist, 
sondern auf die Akzeptanz der demokratischen Entscheidungsverfahren, die 
die Anerkennung der Mitbürger als Freie und Gleiche einschließt.20 „Öffent­
lichkeit“ hingegen ist zwar eine unabdingbare Voraussetzung, weil es Demo­
kratie nicht im Geheimen und nicht ohne Diskursmöglichkeit geben kann;21 es 
kommt jedoch darauf an, wie man die „Öffentlichkeit“ konzipiert22 – bzw. wel­
che Art von Öffentlichkeit man (noch) ausreichen lässt.23 Neben solchen „Vor­
bedingungen“ von Demokratie kommt als nicht-rechtliche Voraussetzung zu­
dem die Forderung in Betracht, dass die rechtlich zugewiesenen Kompetenzen 
auf eine bestimmte Art und Weise wahrgenommen werden. So wird beispiels­
weise gefordert, dass Gesetze nicht nur entsprechend den formalen Vorgaben 
der Verfassung erlassen werden, sondern dass während des Gesetzgebungsver­
fahrens ein Mindestmaß an gesetzgeberischem Diskurs stattfindet, der die Be­
fassung der Entscheidungsträger mit den Inhalten dokumentiert und nachvoll­
ziehbar macht.24

Rdnr.  63–65; ders., Die Zukunft politischer Autonomie (1998), in: ders., Staat, Nation, Euro­
pa, 1999, S.  103 (109–119), für die Europäische Union verneinend ebd., S.  125 f.; siehe auch 
C.  Schmitt, Verfassungslehre, 1928, S.  228–238, insb. 233, 234, 235; dens., Die geistes­
geschichtliche Lage des heutigen Parlamentarismus, 21926, S.  13–20, wenngleich mit einem 
völlig anderen Verständnis von „Demokratie“, siehe anschaulich nur ebd., S.  22 f. Um einiges 
differenzierter und eher in die Richtung demokratischer Identität (vgl. Fußn.  20) weisend die 
Homogenitätsforderung bei H. Heller, Politische Demokratie und soziale Homogenität 
(1928), in: ders., Gesammelte Schriften II, 21992, S.  421 ff., insb. 427–431.

18  Prominent, mit Blick auf das Europäische Parlament, BVerfGE 89, 155 (185) – Maastricht 
(1993); D. Grimm, JZ 1995, S.  581 (587–590).

19  Siehe zum Ganzen (beide Voraussetzungen befürwortend) M. Kaufmann, Europäische 
Integration und Demokratieprinzip, 1997, S.  261–277 m. w. Nachw., auch zu ablehnenden An­
sichten; M. G. Schmidt, Demokratietheorien, 62019, S.  371–388; krit. C. Möllers, in: Herdegen/
Masing/Poscher/Gärditz (Hrsg.), HVerfR, 2021, §  5 Rdnr.  104 f.

20  B.-O. Bryde, StWStP 1994, S.  305 (310); C. Möllers, Demokratie, 2008, Nr.  59 f.: „demo­
kratische Identität“ statt Homogenität; A. Voßkuhle, Der Staat 57 (2018), S.  119 (124 f.); siehe 
auch H. Dreier, Staat ohne Gott, 2018, S.  213 f. Siehe auch unten S.  284 f. m. Fußn.  63.

21  Siehe auch unten S.  30–35, 247, 263–266.
22  Vgl. C. Franzius, in: ders./Preuß (Hrsg.), Europäische Öffentlichkeit, 2004, S.  1 ff.
23  Siehe etwa, kontrastierend zu den mit Blick auf die Europäische Union kritischen Stim­

men (Fußn.  18), die optimistischen Sichtweisen bei C. Calliess/M. Hartmann, Zur Demokra­
tie in Europa, 2014, S.  102–145, hier insb. 132–145; F. Hanschmann, Der Begriff der Homoge­
nität in der Verfassungslehre und Europarechtswissenschaft, 2008, S.  196–238; C. Landfried, 
in: Franzius/Preuß (Hrsg.), Europäische Öffentlichkeit, 2004, S.  123 ff.; siehe zudem unten  
S.  422 f.

24  Siehe etwa M. Reicherzer, Authentische Gesetzgebung, 2006, S.  420–428, der sogar wei­
tergehend ein Mindestmaß an gesetzgeberischem Diskurs nicht nur als vorrechtliche Voraus­
setzung, sondern als verfassungsrechtliches Gebot ansieht; der dahinterstehende Gedanke, 
die Gesetzgebungsfunktion zu effektuieren, ist demokratisch wünschenswert, allerdings 
wird die Effektuierung m. E. nicht durch eine rechtliche Pflicht erreicht, sondern über die mit 
der Wahlentscheidung ermöglichte Sanktion durch das Wahlvolk (hierzu unten S.  22, 25 f.)  
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